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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Mit 27 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung lehnte der Ständerat im Frühjahr 2019 die
Motion Fässler (cvp, AI) für die Wiedereinführung einer Bewilligungspflicht für
ausländische Redner an politischen Veranstaltungen ab. Nach einer lebhaften Debatte
zeigte sich offenbar die Ratsmehrheit von den Argumenten des Bundesrates und der
Mehrheit der SPK-SR, die beide die Ablehnung der Motion beantragt hatten, überzeugt:
Die Verhältnismässigkeit einer solchen Massnahme in Bezug auf die
Meinungsäusserungsfreiheit sei äusserst zweifelhaft, durch digitale Medien könne das
Verbot leicht umgangen werden und die Schweizer Behörden verfügten über andere,
wirksame Instrumente, um eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch
ausländische politische Rednerinnen und Redner zu verhindern. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter erachtete in ihren Ausführungen die Wiedereinführung der
Bewilligungspflicht «in einem liberalen Rechtsstaat [...] und in einer Gesellschaft wie
der Schweiz, die [...] von sich aus [...] fähig ist, radikalen oder extremistischen
Tendenzen zu widerstehen» als unnötig und problematisch, da der Weg zur
Gesinnungsprüfung dann nicht mehr weit sei. 1

MOTION
DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Im Zuge der Beratungen zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Übereinkommens des Europarats über einen ganzheitlichen Ansatz für Sicherheit,
Schutz und Dienstleistungen bei Fussballspielen und anderen Sportveranstaltungen
führte die SiK-SR im Mai 2019 Anhörungen mit den Vorsteherinnen des EJPD, Karin
Keller-Sutter, und des VBS, Viola Amherd, sowie mit je einer Vertretung der KKJPD und
der KKPKS durch. Auf dieser Grundlage kam die Kommission zum Schluss, dass die
geltenden gesetzlichen Grundlagen – insbesondere mit dem Hooligan-Konkordat von
2012 – ein breites Instrumentarium gegen Gewalt bei Sportveranstaltungen umfassten,
das aber bedauerlicherweise nicht ausgeschöpft bzw. nicht mit ausreichender
Konsequenz angewandt werde. An der unbefriedigenden Sicherheitssituation rund um
Sportveranstaltungen habe sich trotz des Konkordats kaum etwas geändert, da die
Kantone, Vereine und Verbände zu zurückhaltend agierten. Die SiK-SR verabschiedete
deshalb ein Postulat (19.3533) mit dem Auftrag an den Bundesrat zu prüfen, wie die
Kantone, Vereine und Verbände diesbezüglich stärker in die Pflicht genommen werden
können, wie die Bekämpfung des Hooliganismus generell und insbesondere im Rahmen
des Hooligan-Konkordats durch den Bund koordiniert, unterstützt, gefördert und wie
die Umsetzung des Konkordats kontrolliert werden kann. Einen Antrag auf Sistierung
der Genehmigung des Europaratsabkommens lehnte sie hingegen ab, da für die
Umsetzung des Abkommens kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe.
In der ständerätlichen Debatte über den Bundesbeschluss zur Genehmigung des
Abkommens in der Sommersession 2019 war man sich einig, dass sich im Bereich der
Sicherheit bei Sportveranstaltungen etwas tun müsse. Der Appell richtete sich aber
nicht an den Bund, sondern an die Kantone, in deren Verantwortung die öffentliche
Sicherheit liegt. Die Kantone wurden wiederholt dazu aufgefordert, ihre Verantwortung
in diesem Bereich endlich wahrzunehmen, denn an rechtlichen Instrumenten mangle es
nicht. Insofern könne auch die Unterzeichnung des Europaratsabkommens nicht zur
Lösung des Problems beitragen, stellte etwa Daniel Jositsch (sp, ZH) fest. Da die
Schweiz alle Anforderungen des internationalen Abkommens bereits erfüllte und
deshalb dessen Ratifikation keine Gesetzesanpassungen nötig machen würde, stimmte
die kleine Kammer dem Bundesbeschluss nach dem Motto «nützt es nichts, so schadet
es nichts» mit 38 zu 2 Stimmen zu.
Die Schlussabstimmungen passierte das Geschäft mit 40 zu 4 Stimmen im Ständerat
und 135 zu 56 Stimmen (5 Enthaltungen) im Nationalrat, wobei ausschliesslich Mitglieder
der SVP-Fraktion ihm ihre Zustimmung verweigerten. Damit ist der Bundesrat
ermächtigt, das Übereinkommen des Europarats über einen ganzheitlichen Ansatz für
Sicherheit, Schutz und Dienstleistungen bei Fussballspielen und anderen
Sportveranstaltungen zu ratifizieren. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK
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Im Ergebnis der Anhörungen zum Übereinkommen des Europarats über einen
ganzheitlichen Ansatz für Sicherheit, Schutz und Dienstleistungen bei Fussballspielen
und anderen Sportveranstaltungen sah die SiK-SR Handlungsbedarf bei der
Bekämpfung des Hooliganismus in der Schweiz. Mittels Postulat forderte sie vom
Bundesrat einen Bericht darüber, wie die Kantone, Verbände und Vereine diesbezüglich
stärker in die Pflicht genommen werden können und wie der Bund deren
Anstrengungen zur Bekämpfung des Hooliganismus koordinieren, unterstützen und
fördern sowie die Umsetzung des Hooligan-Konkordats kontrollieren kann. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er im geforderten Bericht keinen
Mehrwert sah. Die innere Sicherheit sei grundsätzlich Aufgabe der Kantone und es gebe
«keinen Hebel, um die Kantone irgendwie zu zwingen, besser zu arbeiten», gab
Bundesrätin Karin Keller-Sutter im Herbst 2019 vor dem Ständeratsplenum zu
bedenken. Sie plädierte auch dafür, die von der KKJPD in Auftrag gegebene Evaluation
des Hooligan-Konkordats abzuwarten, um zu sehen, welche Massnahmen die Kantone
daraus ableiteten. Der Ständerat nahm das Postulat mit 31 zu 9 Stimmen bei 2
Enthaltungen dennoch an. 3

POSTULAT
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

1) AB SR, 2019, S. 187 ff.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.2.2019
2) AB NR, 2019, S. 1365; AB SR, 2019, S. 281 ff.; AB SR, 2019, S. 586; SN, 5.6.19
3) AB SR, 2019, S. 969 f.; Po. 19.3533
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